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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage des Abgeordneten Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3183 — 


Geschwindigkeitsbegrenzungen auf Autobahnen (100 km/h) und Landstraßen 
(80 km/h) 


Der Bundesminister für Verkehr - StV 12/00.02.11/48 Va 85 11 - 
hat mit Schreiben vom 19. November 1985 die Große Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Verkehrssicherheit 

1. Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung der Verkehrs- 
sicherheit im Straßenverkehr bei? 


Die Sicherheit im Straßenverkehr ist eine verkehrspohtische 
Daueraufgabe. Ziel der Bundesregierung ist es, die Zahl der 
Unfälle, der Toten und der Verletzten im Straßenverkehr ständig 
zu vermindern. Sie läßt sich dabei von der Überzeugung leiten, 
daß heute Verkehrssicherheit in erster Linie nicht durch schärfere 
Gesetze und drastischere Bußgelder oder Strafen im Verhaltens- 
bereich zu erzwingen ist. 

Jedem Verkehrsteilnehmer muß vielmehr deuthch werden, daß 
die Sicherheit des Straßenverkehrs wesenthch von ihm selbst 
mitbestimmt wird. Nicht mehr Staat, sondern mehr Eigen- und 
Mitverantwortxmg sind notwendig. 

Auf diesen Grundsätzen beruht auch das von der Bundesregie- 
rung im Mai 1984 verabschiedete Verkehrssicherheitsprogramm 
1984, das z. Z. Schritt für Schritt umgesetzt wird. Erste Erfolge 
lassen sich bereits erkennen. 
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2. Inwieweit kann die Bundesregierung bestätigen, daß im Verkehrs- 
bereich neben der Gurtanlegepflicht das Tempolimit die effektivste 
Maßnahme zur Unfallverhütimg im allgemeinen und Verminde- 
rung von Verkehrstoten und -verletzten im besonderen darstellt? 


Erfolge in der Verkehrssicherheitsarbeit sind auch ohne Einfüh- 
rung zusätzlicher Geschwindigkeitsbeschränkungen erreichbar. 
So ist die Zahl der Verkehrstoten 1984 gegenüber 1983 um 13,1 %, 
die Zahl der Verunglückten insgesamt um 5,0 % zurückgegangen. 
Auch im ersten Halbjahr 1985 hat sich diese Entwicklxmg fortge- 
setzt (- 24,5 bzw. - 16%). 

Schon mit Blick auf die erhebliche Verbesserung der Verkehrs- 
sicherheit kann die Bundesregienmg nicht bestätigen, daß ein 
Tempolimit die effektivste Maßncihme zur Unfallverhütimg wäre. 


3. Mit steigender Tendenz ereignen sich laut dem Statistischen Bun- 
desamt in Wiesbaden 55 % aller Unfälle außerhalb geschlossener 
Ortschaften aufgrund zu hoher Geschwindigkeiten. Diese Unfall- 
ursache macht 64 % aller Verkehrstoten auf Außerortsstraßen aus. 

Wie viele Unfälle ließen sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung durch ein Tempolimit 

a) auf Autobahnen bei Tempo 100, 

b) auf Landstraßen bei Tempo 80 

vermeiden? 

Die in der Anfrage genannten Zahlen sind nicht zutreffend. Die 
Anzahl von Verkehrsunfällen mit Personenschäden außerhalb 
geschlossener Ortschaften hat 1984 gegenüber 1983 um 4,4% 
abgenommen. Bei der Unfallursache „nicht angepaßte Geschwin- 
digkeit" war die Abnahme mit 6,4 % sogar noch höher. Von einer 
steigenden Tendenz kann insoweit also keine Rede sein. Die 
Unfallursache „nicht angepaßte Geschwindigkeit" machte 1984 
bei Außerortsxmfällen 33 % von allen dem Fahrzeugführer zuzu- 
rechnenden Ursachen aus. Jedoch nur 8 % der außerorts Getöte- 
ten waren auf die Unfallursache „nicht angepaßte Geschwindig- 
keit mit gleichzeitigem Überschreiten der zulässigen Höchst- 
geschwindigkeit" zurückzuführen. Hier ist eine Abnahme gegen- 
über 1983 tun 16,5 % festzustellen. 

Zur Frage der Vermeidung von Unfällen durch Geschwindigkeits- 
beschränkungen liegen der Bundesregierung keine beweiskräf- 
tigen Aussagen vor. 


4. Die Bimdesanstalt für Straßenwesen hat zum Verkehrssicherheits- 
Hearing des Deutschen Bundestages im letzten Jahr Unter- 
suchungsergebnisse über den Zusammenhang von Geschwindig- 
keitsbegrenzimgen imd Unfallopfer vorgelegt. Demnach könnte 
„eine Geschwindigkeitsbegrenzimg auf Autobahnen die jährliche 
Verkehrstotenzahl um ca. 250 und die Herabsetzung der Höchst- 
geschwindigkeit auf Landstraßen auf 80 km/h um ca. 1 000 ver- 
ringem". 

Kann die Bundesregierung diese von der Fachbehörde des Bundes- 
verkehrsministeriums ermittelte Reduzierung der Verkehrstoten 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/4287 


auf Autobahnen und Landstraßen nach Einführung von Tempo 
100/80 bestätigen? 

Hier ist zunächst auf die Antwort zu Frage 3 zu verweisen. Aus- 
sagen über diese Schätzungen werden häufig fehlinterpretiert. 
Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat bei dem erwähnten Hea- 
ring eindeutig ausgeführt, daß die angegebenen Werte unter der 
Aimahme „voller Beachtung" stehen. Diese Annahme ist jedoch 
unrealistisch. 

Insoweit wird auf das inzwischen bekanntgegebene Ergebnis des 
Abgas-Großversuchs der Bundesregienmg verwiesen. 

Was schließlich die in der Frage genannten Annahmen angeht, 
die sich auf das Jahr 1982 beziehen, so sind diese durch die 
Entwicklimg überholt. Von 1983 auf 1984 ist z. B. die Zahl der auf 
den Autobahnen Getöteten um 170, das sind 19,4%, zurückge- 
gangen, imd zwar ohne zusätzliche Geschwindigkeitsbeschrän- 
kimg. 


5. Wenn nein, wie hoch beziffert die Bundesregienmg den Verkehrs- 
totenrückgang 

a) auf Bxmdesautobahnen nach Einführung einer Geschwindig- 
keitsbegrenzung von 100 km/h bei einem Befolgungsgrad von 

— 50%, 

— 75%, 

— 100 %, 

b) auf Landstraßen bei gleichzeitiger Herabsetzung der Höchst- 
geschwindigkeit auf 80 km/h? 

Die Bimdesregierung verweist auf die Antworten zu Fragen 3 und 
4. Eine weitergehende Aussage ist nicht möglich. 


6. Um wieviel Prozent würde sich nach Auffassung der Bundesre0e- 
rung die Zahl 

a) der Schwerverletzten, 

b) der Leichtverletzten 

auf Autobahnen bzw. Landstraßen verringern? 

Die Bundesregierung verweist auf die Antworten zu Fragen 3 und 
4. Ist schon bei den Verkehrstoten eine genaue Angabe nicht 
möglich, so gilt dies um so mehr für die Zahl der Verletzten. 


7. Die Einfühnmg von Tempolimits in anderen europäischen Staaten, 
den USA und Japan hat eindeutig zu einem Rückgang insbeson- 
dere der schweren Unfälle geführt. 

a) Welche Untersuchungen liegen der Bundesregienmg hierüber 
aus den einzelnen Ländern vor? 

b) Wie wertet die Bundesregierung diese Vorher-Nachher-Unter- 
suchungen? 
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Ausländische Erkenntnisse sind auf die Verhältnisse der Bundes- 
republik Deutschland nur bedingt übertragbar, da das Unfall- 
risiko von sehr vielen Einflußfaktoren bestinmit wird (wie z. B. 
Siedlungsstruktur, Bevölkerungsdichte, Altersaufbau der Bevöl- 
kerung, Umfang tmd Zusammensetzung des Fcihrzeugbestandes, 
Länge und Qualität des Straßennetzes, Topographie, KUma). 

Das zeigt sich z. B. daran, daß in Frankreich, Österreich imd Itahen 
trotz eines auf den Autobahnen bestehenden Tempolimits das 
Sicherheitsniveau dort ungünstiger ist als in der Bundesrepublik 
Deutschland. Bemerkenswert ist auch, daß die Zahl der Verkehrs- 
toten in den USA nach Einführung des Tempölimits (1973) nicht 
im gleichen Maße zurückgegangen ist wie in dem gleichen Zeit- 
raum bei uns (- 23 % gegen - 28 % ). 

Im einzelnen 

Zua) • 

Es liegeii zahlreiche Veröffentlichungen vor, u. a. die Berichte 
aus den USA (55: A Decade of Experience, Transportation 
Research Board Special Report 204, National Research Council, 
Washington, D.C., 1984) sowie aus Schweden (z. B. NILSSON, G. 
The effects of speed hmits on traffic acddents in Sweden OECD- 
Symposium „Effects of Speed Limits on Traffic Acddents & Trans- 
port Energy Use, Dublin, 6. bis 8. Oktober 1981). Einen Überblick 
über ältere Erfahrungen mit Geschwindigkeitsbeschränkungen 
gibt der OECD-Bericht „Speed limits outside buüt-up areas" 
(Paris 1972). 

Zub) 

Im Hinblick auf die nur bedingte Übertragbarkeit ausländischer 
Erkenntnisse auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind ausländische Evaluationen nur bedingt verwendbar. 


8, Um wieviel Milliarden würden sich die jährlichen Unfallfolge- 
kosten, die z. Z. fast 40 Mrd. DM betragen durch den Rückgang an 
Verkehrsunfällen infolge von Geschwindigkeitsbegrenzimgen auf 
' Autobahnen und Tempo 80 auf Landstraßen verringern? 


In welchem Umfang sich eine Geschwindigkeitsbeschränkung 
unfaUmindemd auswirken wird (vgl. Antworten zu Fragen 3 
bis 5), kann nicht angegeben werden. Deshalb hält es die Bundes- 
regierung nicht für vertretbar, Angaben darüber zu machen, wie 
sich eine solche Regelxmg volkswirtschaftlich auswirken wird. 


II, Energieverbrauch 

9. Der absolute Kraftstoffverbrauch vervierfachte sich seit 1960. 
Inzwischen werden 21 % der Endenergie im Straßenverkehr ver- 
braucht. 1960 waren es ledighch 8,8% (Quelle: Verkehr in Zahlen, 
1984). 
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Welchen Stellenwert mißt die Bundesregienmg Energiesparmaß- 
nahmen im Verkehrsbereich bei? 

Sparsame und rationelle Energieverwendung ist ein wichtiges 
Ziel der Energiepolitik. Energieeinsparung erhöht die Sicherheit 
der Versorgung und trägt zur Ressourcenschonung sowie zur 
Verminderung der Umweltbelastimg bei. 

Im Rahmen ihrer marktwirtschaftlich ausgerichteten Energieein- 
sparpolitik setzt die Bundesregienmg bei der Einsparung von 
Kraftstoff in besonderem Maße auf die Eigenverantwortlichkeit 
von Wirtschaft und privaten Verbrauchern sowie auf die Steue- 
nmgsfimktion der Preise. Vor allem im Individualverkehr, auf den 
mehr als zwei Drittel des Energieverbrauchs im Verkehrsbereich 
entfallen, sind - anders als dirigistische Maßnahmen - Markt imd 
Preise am besten geeignet, die notwendigen Anpassungsprozesse 
mit den volkswirtschaftlich geringsten Reibungsverlusten zu be- 
wirken. 

Der Erfolg dieser Politik zeigt sich u. a. darin, daß der durch- 
schnittliche Kraftstoffverbrauch (gemessen nach DIN 70 030) der 
1984 im Bundesgebiet abgesetzten neuen Pkw/Kombi mit 7,7 1/ 
100 km um 2 1/100 km - das bedeutet eine Einspcinmg von fast 
20 % niedriger lag als 1978. 


10. Der Rheinisch- Westfälische TÜV hat im Auftrag der Hessischen 
Landesanstalt für Umwelt in einem Gutachten nach Einführung 
einer Geschwindigkeitsbegrenzimg eine Kraftstofferspamis für 
PKW mit Ottomotor von jährüch 764 320 Tonnen (15,5 %) auf Auto- 
bahnen imd 453 600 Tonnen (3,8 %) bis 524 600 Tonnen (9,7 %) auf 
I-andstraßen errechnet. 

In einer die Fahrdynamik berücksichtigenden Studie ermittelte das 
Institut für Umweltforschung Heidelberg (IFEU) eine Gesamt- 
erspamis von 20 % der Otto- imd Dieselkraftstoffe. 

Wie hoch beziffert die Bundesregierung nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand die Einsparung von Otto- und Dieselkraftstoffen 

a) auf Autobahnen bei einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
von 100 km/h und 

b) auf Bundes- und Landstraßen außerorts bei einer Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung auf 80 km/h? 


Zu a) 

Es wird auf das Ergebnis des Abgas-Großversuchs verwiesen. 

Zu b) 

Insoweit sind alle bisher vorüegenden Schätzungen und Berech- 
nungen mit großen Unsicherheiten behaftet. Wegen der unbefrie- 
digenden Datenbasis hinsichtlich der tatsächlichen Geschwindig- 
keitsverteüimg, der Fahrmodi, der Verkehrsstärken imd anderer 
verkehrstechnischer Einflußgrößen sowie der vielfältigen metho- 
dischen Probleme bei der Zuordnung von fahrzeug- und motor- 
technischen Daten stellen die Untersuchungen weitgehend 
modellmäßige Berechnungen dar, die von vereinfachten Annah- 
men ausgehen. Eine vergleichbar exakte Aussage, wie sie mit 
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dem Ergebnis des Abgas-Großversuchs zu a) vorliegt, ist daher 
nicht mögltch. 

Die Bundesregienmg wird prüfen, ob sich aus den im Rahmen des 
Abgas-Großversuchs und der ihn begleitenden Untersuchungen 
erzielten Daten auch Aussagen zu Kraftstoffverbräuchen bei 
unterschiedhchen Geschwindigkeiten auf Bundes- und Land- 
straßen herleiten lassen. 


11. Welchen Erfolg hat nach Kenntnis der Bundesregierung die von 
den USA aus Gründen der Energieeinsparung durchgeführte 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 88 km/h? 

Zu der Anfang 1974 in den USA eingeführten Geschwindigkeits- 
begrenzungen von vorher im Mittel 65 mph 105 km/h) auf 
55 mph 88 km/h) liegen der Bundesregierung eine Reihe von 
Untersuchungen vor, in denen der Einspareffekt der Geschwin- 
digkeitsbeschränkung in einer Spanne von ca. 0,2 bis 0,6% des 
Mineralölverbrauchs im gesamten Straßenverkehr der USA hegt. 
Wegen der auch in den USA unzureichenden Datenbasis sind die 
Schätzungen und Berechnungen weitgehend auf modellhafte 
Annahmen gestützt. 


12. Mit welchen Mitteln und Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung den Kraftstoffverbrauch im Straßenverkehr zu senken? 

Bei der Senkung des Kraftstoffverbrauchs im Straßenverkehr setzt 
die Bundesregierung auch künftig in erster Linie auf die Wirktmg 
der Kraftstoffpreise auf Wirtschaft imd Verbraucher sowie darauf, 
daß sich der seit Jahren andauernde Trend zur Absenkung des 
spezifischen Kraftstoffverbrauchs der Fahrzeuge (vgl. die Antwort 
zu Frage 9) im Rahmen der technischen und wirtschafthchen 
Möghchkeiten fortsetzt. 

Diese marktwirtschafthche Ausrichttmg der Energieeinsparpohtik 
hat sich - wie in den übrigen Verbrauchsbereichen - auch im 
Verkehrssektor bewährt. Die Bundesregierung sieht daher keine 
Veranlassung, aus Energieeinspargründen zur Senkung des 
Kraftstoffverbrauchs dirigistische Maßnahmen zu ergreifen. 


13. Wie hoch wären die Einspareffekte dieser Maßnahmen 

a) absolut, 

b) im Vergleich zur Einführung von Tempo 100/80? 

Ein Vergleich der verschiedenen Einspareffekte ist nicht möghch. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus bereits mehrfach auf die 
atißerordentiich schwierigen methodischen Probleme einer Quan- 
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tifizierting der Wirkungen von Energieeinsparmaßnahmen hinge- 
wiesen (vgl. insbesondere Bericht der Bundesregierung über 
Stand und Ergebnisse von Maßnahmen zur rationellen Energie- 
verwendimg Drucksache 9/1953). Die Schwierigkeiten beruhen 
vor allem darauf, daß der Energieverbrauch von einer Vielzahl der 
rmterschiedlichsten, sich überlagernden und interdependenten 
Einflußgrößen abhängt. Insbesondere ist eine genaue Zuordnung 
von Einspareffekten auf Preis- bzw. Maßnahmenwirkimg nicht 
möglich. 

Alle neueren Energieverbrauchsvorausschätzimgen gehen über- 
einstimmend davon aus, daß der Energieverbrauch im Straßen- 
verkehr mittel- imd langfristig rückläufig sein wird. Dieser Rück- 
gang wird - bei noch wachsendem Pkw-Bestand - im wesent- 
lichen nüt einer weiteren spürbaren Reduzierung des spezifischen 
Kraftstoffverbrauchs der Fahrzeuge begründet. 


III. Lärm 

14. Inwieweit stimmt die Bundesregierung der Aiiffassung zu, daß die 
ständige zunehmende Verlärmung des Alltags ein wesentlicher 
gesundheitsschädlicher Umweltfaktor für den Menschen bedeutet? 

Die Entwicklung der Lärmbelastimg verläuft orts- und quellen- 
spezifisch unterschiedlich. Bereichen, in denen die Geräuschbe- 
lastimgen gleichgebheben oder noch angestiegen sind, stehen 
solche gegenüber, in denen sie merkbar abgenommen haben. 

Die Bimdesregierung ergreift und unterstützt alle sinnvollen Maß- 
nahmen, die zu einer Minderung des Verkehrslärms führen kön- 
nen. Sie schenkt den Forschungsergebnissen, die z. B. auf die 
Zusammenhänge zwischen ständigen starken Lärmbelastungen 
imd Herz-Kreislauf-Erkrankungen hinweisen, große Aufmerk- 
samkeit. Sie fördert deshalb mehrere Untersuchungen, die wei- 
teren Aufschluß über derartige Zusammenhänge und ihre volks- 
gesundheitliche Bedeutung bringen sollen. 

Inzwischen sind für die Lärmvorsorge und Lärmsanierung an 
Bimdesautobahnen imd Bundesstraßen über 1 Mrd. DM ausge- 
geben worden. AQein im Jahre 1983 betrugen die Ausgaben ca. 
180 Mio. DM. Für 1984 hegen die entsprechenden Angaben noch 
nicht vor, weü die Ausgaben für Lärmvorsorge in den Straßen- 
baukosten enthalten und gesonderte Erhebungen durch die ein- 
zelnen Bundesländer notwendig sind. Die künftigen Ausgaben für 
die Lärmvorsorge und Lärmsanierung an Bundesfemstraßen wer- 
den auf jährhch 200 bis 250 Mio. DM geschätzt. Hinzu kommen 
die Ausgaben für Lärmschutz-Forschung. 


15. Kann die Bundesregienmg bestätigen, daß sich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 42 % aller Haushalte durch Straßenverkehrslärril 
belastet fühlen? 
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Dieses Ergebnis der letzten 1 % - Wohnungsstichprobe 1978 des 
Statistischen Bundesamtes ist im Zusammenhang mit einer allge- 
meinen Geschwindigkeitsbeschränkimg auf Autobahnen oder 
einer Herabsetzung der Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
Landstraßen tmerheblich. Die meisten Wohmmgen liegen inner- 
halb geschlossener Ortschaften, wo eine Geschwindigkeitsbe- 
schränktmg von 50 km/h gilt. 

Im übrigen wird auch auf die Antwort zu Frage 17 verwiesen. 


16. Welche Untersuchungen mit welchen Ergebnissen liegen der Bun- 
desregierung vor, die sich mit den Auswirkimgen der Lärmbe- 
lastung durch den Straßenverkehr auf die Betroffenen befassen? 

I 

Der Bundesregierung liegen zahlreiche Untersuchtmgen aus dem 
In- und Ausland vor, die sich mit vielfältigen Aspekten der Stra- 
ßenverkehrslärmwirkimgen befassen. Sie sind im „Informations- 
tmd Dokumentationssystem Umwelt" des Umweltbimdesamtes 
erfaßt \md damit der interessierten Fachöffentlichkeit zugänglich. 
Über wichtige Ergebnisse berichtet die Bundesregierung regel- 
mäßig im Immissionsschutzbericht. 


f 

17. In einem Geschwindigkeitsbereich oberhalb 80 km/h übertreffen 
die Reifengeräusche die Motorgeräusche. Experten gehen davon 
aus, daß eine Herabsetzung von 10 km/h das Reifengeräusch um 
3 Dezibel verringert. Durch Tempo 100/80 könne demnach eine 
Lärmminderung erreicht werden, die etwa einer Halbierung des 
Verkehrs entspricht. 

Um wieviel dB(A) ließe sich die Lärmbelastung durch den Straßen- 
verkehr aufgrund einer Verringerung der Fahrgeschwindigkeiten 
durch ein Tempolimit außerorts reduzieren? 

Die Bimdesregierung teilt nicht die Auffassung, daß eine Herab- 
setzung der Geschwindigkeit um 10 km/h das Reifengeräusch 
generell um 3 dB(A) verringere. 

Da die Geräuschbelastung an außerörtlichen Straßen überwie- 
gend durch den Lastkraftwagenverkehr geprägt wird, würde eine 
Geschwindigkeitsbeschränkimg auf 100 km/h für Autobahnen 
tmd 80 km/h auf sonstigen außerörtlichen Straßen nach den der 
Bimdesregiertmg vorliegenden Untersuchungsergebnissen die 
Lärmbelastung um weniger als 1 dB(A) mindern. 


18. Welche Bedeutung mißt die Bimdesregierung einer solchen Lärm- 
eindänmnmg zu, und welche von der Bimdesregierung beabsich- 
tigten M€ißnahmen könnten mit gleichem Aufwand einen besseren 
Lärmmindenmgseffekt bewirken? 

Die Bundesregierung mißt jeder effektiven Lärmmindenmg 
Bedeutung zu. Lärmminderungen bis zu 1 dB(A) haben aber nur 
geringe Bedeutimg (vgl. Antwort zu Frage 17). 
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Es sind daher der örtlichen Situation angepaßte auf den Einzplfalj 
ausgerichtete Maßneihmen zur Lärmminderung zu ergreifen. 
Hierzu gehören auch straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen, zu 
denen die Straßenverkehrsbehörden zum Schutz der Wohnbevöl- 
kerung vor Lärm durch § 45 StVO ermächtigt sind (vgl. Antwort zu 
Frage 14). 


/V. Verkehrsfluß/ Kapazität 

19. Welche Untersuchungen liegen der Bundesregierung über Ver- 
kehrsfluß, Stausituation und Straßenkapazität in Abhängigkeit von 
der Höchstgeschwindigkeit bzw. durchschnittlichen Fahrge- 
schwindigkeit vor, und wie bewertet die Bundesregierung diese? 

Die Zusammenhänge zwischen Verkehrsstärke, Verkehrsdichte 
imd Reisegeschwindigkeit der Pkw sind seit langem untersucht 
imd in zahlreichen wissenschaftlichen Schriften behandelt. Eine 
der grundlegenden imd zusammenfassenden Darstellungen ist 

Beckmann u. a.; Das Fundamentaldiagramm, Heft 89 der 
Schriftenreihe der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (1973); 

neuere Ergebnisse sind zu finden in 

Heidemann/Ho top: Auswertimg von Fundamentaldiagrammen 
an Bundesautobahnen, Straße und Autobahn 1979 

und, nüt besonderem Bezug auf die straßenbauliche Anwendung, 
in 


Trapp/Kraus: Entwicklung eines Bemessungsverfahrens für 
Straßen nach den Kriterien Verkehrsqualität und Wirtschaft- 
lichkeit, Heft 304 der BMV- Schriftenreihe Forschung Straßen- 
bau und Straßenverkehrstechnik, 1980. 

Die Bundesregienmg nutzt diese Ergebnisse für die Bemessung 
und Gestaltung der Bundesfernstraßen. 


20. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

a) die optimale Verkehrsflußdichte bei 80 km/h liegt (Aussage der 
Bundesanstalt für Streißenwesen), 

b) die Kapazität der Autobahnen im Schnitt um 40% imd der 
Landstraßen um mindestens 20% bei einem Tempolimit stei- 
gen würde? 


Zu a) 

Es gibt entsprechende modelltheoretische Untersuchungen. In der 
Praxis läßt sich aber ein konstanter Verkehrsfluß von 80 km/h auf 
den Autobahnen nicht erreichen. 

Zub) 

Nein. 
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21. Wie wird sich demnach auf Bundesautobahnen die Verkehrsfluß- 
situation ändern, wenn ein generelles Tempolimit von 100 km/h 
eingeführt wird? 


Hinsichtlich der Entwicklung der Verkehrsflußsituation wird auf 
das dazu vorliegende Ergebnis des Abgas-Großversuchs ver- 
wiesen. 


V. Bundesfemstraßenplan/-bau 

22. Die Einführung von Tempo 100 als generelle Höchstgeschwindig- 
keit auf Autobahnen imd Tempo 80 auf sonstigen Außerortsstraßen 
hätte auch eine Senkung der Entwurfsgeschwindigkeiten in der 
Straßenplanung zur Folge. 

Welche Entwurfsgeschwindigkeiten hält die Bundesregierung bei 
diesen Geschwindigkeitsbegrenzungen in bezug auf 

a) vierspurige Autobahnen, 

b) vierspurige Bundesstraßen, 

c) zweispurige Bxmdesstraßen 

für angemessen? 

Die Entwurfsgeschwindigkeit bestimmt die sicherheitsbedingten 
Mindestanforderungen an die Linienführung. 

Autobahnen werden meist für eine Entwurfsgeschwindigkeit von 
120 km/h geplant. Diese Entwurfsgeschwindigkeit ist bei einfa- 
chen Geländeverhältnissen angemessen; eine Senkimg der Ent- 
wurfsgeschwindigkeit bringt keine Vorteüe. Es könnte im Gegen- 
teü eine unausgewogene Streckencharakteristik entstehen, die 
das Unfallrisiko erhöht. Bei schwierigen Verhältnissen wird 
bereits heute für eine Entwurfsgeschwindigkeit von 100 km/h 
trassiert. 

Bei den zweistreifigen Straßen liegt die Entwurfsgeschwindigkeit 
im Regelfall nicht über 80 km/h. Entwurfsgeschwindigkeiten von 
mehr als 80 km/h werden nur dann angewandt, wenn einfache 
topographische Verhältnisse vorliegen. Bei zweistreifigen Straßen 
hätte folghch die Abschaffimg Entwurfsgeschwindigkeiten von 
mehr als 80 km/h auch nur geringe Auswirkungen. 


23. Inwieweit kann die Bundesregierung bestätigen, daß künftiger 
Femstraßenbau aufgrund einer Entwurfsgeschwindigkeitssen- 
kxmg wesentlich landschaftsgerechter stattfinden kann? 

Die Bimdesregierung erwartet von einer Senkimg der Entwurfs- 
geschwindigkeiten auf Autobahnen auf 100 km/h und auf zwei- 
streifigen Straßen auf höchstens 80 km/h keine wesentlich geän- 
derten Auswirkungen des Straßenbaus auf die Landschaft. 


24. Welche Konsequenzen hätte die Einführung eines Tempolimits für 
den Bundesfemstraßenbedarfsplan in bezug auf den Ausbau und 
Neubau von Femstraßen? 
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Der Straßenbaubedarf - ausgedrückt in Längen - würde sich bei 
Einführung der genannten Geschwindigkeitsbeschränkungen 
nicht ändern. 


VI. Befolgungsgrad 

25. Die Effizienz einer Geschwindigkeitsbegrenzung hängt im wesent- 
lichen vom Grad der Befolgimg ab. 

Mit welchem Befolgungsgrad nach Einführung von Tempo 100/80 
rechnet die Bundesregierung bei dem derzeitigen KontroU- und 
Sanktionssystem, und wie begründet die Btmdesregierung diese 
Annahme? 


Auf die Ergebnisse des Abgas-Sonderversuchs hinsichtlich des 
Befolgungsgrades bei durch Verkehrszeichen angeordneter Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungen auf 100 km/h wird verwiesen. 

Eine wesentlich andere, insbesondere höhere Beachtung wäre 
auch bei einem generellen Tempolimit nicht zu erwarten. 

Die Bundesregierung muß zudem darauf hinweisen, daß die 
Überwachung von Geschwindigkeitsbeschränkungen Aufgabe 
der Bundesländer ist. 


26. Wie stark würde der Befolgungsgrad zunehmen, wenn 

a) mehr Geschwindigkeitskontrollen durchgeführt würden bzw, 

b) das Strafausmaß maßgeblich verschärft würde? 

Der Bundesregierung sind keine für die Bundesrepublik Deutsch- 
land relevanten Forschungen bekannt. 


27. Welche Erfahnmgen liegen nach Kenntnis der Bundesregierung 
diesbezüglich aus Japan vor? 

Der Bundesregierung liegen aus Japan keine auf die Bundesrepu- 
blik Deutschland übertragbaren Erkenntnisse vor. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 


VII. Vmsteigeeffekt vom PKW auf die Deutsche Bundesbahn 

28. Wie wird sich voraussichtlich die durchschnitthche Reisegeschwin- 
digkeit 

a) auf Autobahnen nach Einführung von Tempo 100, 

b) auf Bundesstraßen nach Einführung von Tempo 80 

verändern? 

Die Abschätzung der durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit 
auf Autobahnen ergibt sich aus den Ergebnissen des Abgas- 
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Großversuchs; für Bundesstraßen liegen keine verläßlichen Daten 
vor. 


29. Welcher Anteil der jährlichen 

a) Personenkilometer, 

b) Reisezugküometer 

im Schienenverkehr der Deutschen Bundesbahn entfällt auf 
Schnellzüge (TEE-, IC-, FD- und D-Züge)? 


Zu a) 
46% 

Zu b) 
29% 


30. Welcher Anteü der jährlichen Reisezugküometer im Schienenver- 
kehr der Deutschen Bundesbahn nüt Schnellzügen (TEE-, IC-, FD- 
und D-Züge) entfällt auf Schnellzüge, die eine Reisegeschwindig- 
keit haben, 

a) die über der Reisegeschwindigkeit gemäß Antwort zu Frage 
28 a) hegt, 

b) die über der Reisegeschwindigkeit gemäß Antwort zu Frage 
28 b) hegt, 

c) von mindestens 80 km/h, 

d) von mindestens 90 km/h, 

e) von mindestens 100 km/h, 

f) von mindestens 110 km/h, 

g) von mindestens 120 km/h? 

Zu a) 

bei 100 km/h = 16% 

Zu b) 

bei 70 km/h = 76% 

Zuc) 

76% 

Zud) 

18% 

I 

Zu e) 

16% 

Zu i) 

Entfällt, da eine Reisegeschwindigkeit von mindestens 110 km/h 
z. Z. noch nicht erreicht wird. 
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Zug) 
wie vor. 

Bei einem Vergleich der Reisegeschwindigkeiten darf nicht über- 
sehen werden, daß der Pkw durch die Möglichkeit des Haus-zu- 
Haus-Verkehrs Vorteile gegenüber der Bahn hat, die sich in der 
gesamten Reisegeschwindigkeit oftmals entscheidend auswirken. 


31. Wird es nach Ansicht der Bundesregierung bei Einführung von 
Tempo 100/80 aufgrund der Tatsache, daß die Deutsche Bundes- 
bahn dann in vielen Reisezugverbindungen des Fernverkehrs 
schneller wäre als der PKW- Verkehr, einen Umsteigeeffekt vom 
PKW-Verkehr auf die Bundesbahn geben, wenn ja, wie groß wird 
nach Ansicht der Bundesregierung dieser Umsteigeeffekt ge- 
messen an 

a) PKW-Kilometer, 

b) Personenkilometer 

etwa sein; wenn nein, welche Gründe sind maßgebend für die 
Bemühungen der Deutschen Bundesbahn, ihre Reisegeschwindig- 
keit im Fernverkehr zu erhöhen? 


Nach Schätztmgen wissenschaftlicher Institute entfielen 1982 rd. 
96% aller Fahrten im Pkw- Verkehr auf den Nahverkehr imd 
lediglich rund 4 % auf den Fernverkehr. Insofern sind - bezogen 
auf den gesamten Pkw-Verkehr - nennenswerte Verkehrsver- 
lagenmgen nicht zu erwarten. 

Für die Deutsche Bundesbahn (DB) kann allerdings im Pkw- 
Femverkehrsaufkommen noch ein erhebliches Marktpotential 
gesehen werden. Die DB bleibt daher bemüht, durch ein hochwer- 
tiges, attraktives Angebot ihre Marktchancen zu nutzen. Kurze 
Reisezeiten sind hierbei ein Merkmal. 


32. Sollte es zu einem Umsteigeeffekt vom PKW auf die Bomdesbahn 
kommen, inwieweit beurteilt dies die Bundesregierung positiv? 

Die Bestrebungen der DB, durch volle Ausnutzimg der spezi- 
fischen Vorteile des Schienenverkehrs ihre Chancen zu verbes- 
sern und ihre Marktanteile zu stärken, entsprechen der Zielset- 
zung in den Leitlinien zur Konsohdierung der DB vom 23. Novem- 
ber 1983. 
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